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Erfahrungen aus der Praxis

Konferenz mit gesellschaftlichen Kräften 
im Bezirk Potsdam
Auf Anregung der Ständigen Kommission Ordnung und Si­
cherheit des Bezirkstages und der Abteilung Staats- und 
Rechtsfragen der Bezirksleitung der SED führte der Rat des 
Bezirks Potsdam im November 1985 eine Konferenz mit ge­
sellschaftlichen Kräften durch, die auf dem Gebiet der Festi­
gung von Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit wirken. Das 
Ziel der Zusammenkunft bestand darin, erstmals auf der 
Grundlage des neuen Gesetzes über die örtlichen Volksvertre­
tungen vom 4. Juli 1985 und der Orientierung des Sekreta­
riats des Zentralkomitees der SED, die sich aus der Bericht­
erstattung der SED-Kreisleitung Annaberg ergab, die besten 
Erfahrungen und Ergebnisse des komplexen Wirkens gesell­
schaftlicher Kräfte in den Betrieben sowie Städten und Ge­
meinden zum Schutz des sozialistischen Eigentums, bei der 
weiteren Gestaltung sauberer und schöner Orte sowie zur 
stärkeren Ausprägung des sozialistischen Rechtsbewußtseins 
der Bürger zu vermitteln.

Es wurden über 200 ehrenamtliche Kräfte aus allen Krei­
sen des Bezirks zusammengeführt, die sich durch besonders 
wirksame Tätigkeit ausgezeichnet hatten. Dazu zählten Lei­
ter von Sicherheitsaktiven, Vorsitzende von Schiede- bzw. 
Konfliktkommissionen, berufene ehrenamtliche Mitarbeiter 
für die Betreuung und Erziehung kriminell gefährdeter und 
Strafentlassener Bürger, Vorsitzende von Rechtskommissio­
nen der Betriebe, Leiter von Ordnüngsgruppen der FDJ, Vor- 
sitztende von Aktivs Ordnung und Sicherheit bei den Wohn­
bezirksausschüssen der Nationalen Front, Mitglieder von ört­
lichen und betrieblichen freiwilligen Feuerwehren, freiwillige 
Helfer der Volkspolizei sowie Vorsitzende von Volkskontroll- 
ausschüssen und Betriebskommissionen der ABI.

Die organisatorische Verantwortung der Konferenz hatte 
der Rat des Bezirks, der dabei eng mit den Justiz- und Sicher­
heitsorganen und den gesellschaftlichen Organisationen des 
Territoriums zusammenarbeitete. Das Referat hielt der Stell­
vertreter des Vorsitzenden für Inneres. In ihm ging es nicht 
um die Einschätzung der Lage, wie das auf Rechts- und Si­
cherheitskonferenzen geschieht,, sondern um die Verdeutli­
chung der differenzierten Verantwortung bei der Gewährlei­
stung der sozialistischen Gesetzlichkeit und um die Würdi­
gung der sich dabei ergebenden Formen der Gemeinschafts­
arbeit. Es gelang erstmals, die Breite und Komplexität der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit von Bürgern darzustellen, die 
im Interesse der weiteren Erhöhung von Ordnung und Sicher­
heit tätig sind.

Als geeignete Methode zur Vorbereitung dieser Konferenz 
hat sich gezielte Öffentlichkeitsarbeit erwiesen. Dabei gelang 
es, in Versammlungen der Kollektive in Betrieben und Wohn­
gebieten über Arbeitsergebnisse zu berichten und zu diskutie­
ren. Aber auch in Betriebszeitungen und in der Tagespresse 
wurde dazu geschrieben. Beratungsteilnehmer brachten ihre 
Bereitschaft zum Ausdruck, in Vorbereitung des XI. Parteita­
ges der SED ihre Anstrengungen auf die allseitige Durchset­
zung der sozialistischen Gesetzlichkeit und die Erhöhung von 
Ordnung und Sicherheit zu richten.

Diese Atmosphäre beherrschte auch die Diskussion auf der 
Konferenz. So legte ein Schöffe vom Kreisgericht Zossen die 
Erfahrungen und Ergebnisse der 70 Bezirks- und Kreisge­
richtsschöffen dar, die im VEB Automobilwerk Ludwigsfelde 
arbeitet). Er machte deutlich, wie dieses Schöffenkollektiv die 
Erfahrungen des Kreises Annaberg aufgegriffen hat und wir­
kungsvoll Einfluß auf die Durchsetzung gerichtlicher Entschei­
dungen nimmt. Eindrucksvoll sprach er davon, wie die Schöf­
fen dafür wirken, daß Strafverfahren nach der Hauptverhand­
lung noch nicht ihren Abschluß finden, wenn Auswertungen 
oder auch Maßnahmen der Kontrolle erforderlich sind.

Ein konkretes Ergebnis dieser Arbeit ist z. B., daß Voll­
streckungsverfahren aus diesem Bereich am Kreisgericht zur 
Ausnahme zählen. Aber auch der vorbeugenden und rechtser­
zieherischen Tätigkeit wird große Bedeutung beigemessen. 
Das spiegelt sich in der aktiven Mitarbeit in der betrieblichen 
Wiedereingliederungskommission und nicht zuletzt in der 
Tatsache wider, daß die Schöffen auch als Betreuer Strafent­
lassener im Betrieb wirksam werden. Dem Rat der Stadt Lud­
wigsfelde wurden 10 Schöffen des Kollektivs benannt, die als 
ehrenamtliche Mitarbeiter zur Betreuung und Erziehung für 
den Freizeitbereich berufen werden können. Die Leitung die­

ses Schöffenkollektivs ist seit Jahren maßgeblich daran be­
teiligt, daß die eingesetzten Betreuer aus den Arbeitskollek­
tiven in regelmäßigen Abständen geschult bzw. zu Erfah­
rungsaustauschen zusammengeführt werden. Auch diese Ar­
beitsweise hat sich inzwischen bewährt und trägt vor allem 
dadurch, daß die Erfahrungen der anderen gesellschaftlichen 
Kräfte hier einfließen, gleichzeitig dazu bei, die Rechtskennt­
nisse der Betreuer zu erweitern.

Ein weiterer Komplex von Diskussionsbeiträgen behan­
delte Rechtsfragen im Verantwortungsbereich der örtlichen 
Organe der Staatsmacht. Auch dort gibt es vielfältige Aktivi­
täten ehrenamtlicher Kräfte, die sich auf der Grundlage des 
Gesetzes über die örtlichen Volksvertretungen und der lang­
fristigen Beschlüsse der Kreistage und Stadtverordnetenver­
sammlungen für hohe Ordnung und Sicherheit einsetzen.

Der Vorsitzende einer Schiedskommission in Rathenow be­
richtete darüber, wie sich die Mitglieder der Kommission 
z. B. auch für die Verwirklichung der Stadtordnung mitver­
antwortlich fühlen. Deshalb nutzen sie u. a. Aussprachen und 
Beratungen mit Bürgern, Wohnbezirksausschußsitzungen und 
andere Zusammenkünfte mit gesellschaftlichen Kräften, um 
Rechte und Pflichten zu erläutern und entsprechend der 
Struktur des Wohngebiets sachdienliche Hinweise zu geben.

In gleicher Weise verdeutlichte ein Helfer der Volkspoli­
zei aus der Stadt Luckenwalde, wie er sich zugleich als Stadt­
bereichsinspektor dafür einsetzt, daß die Kreisstadt sauberer 
und schöner wird. Für ihn sind wichtige Arbeitsgrundlagen 
die Hinweise und Vorschläge der Einwohner. Als wirksame 
Arbeitsmethode haben sich Kontrollgänge, Beratungen mit 
Leitern von Betrieben und Einrichtungen sowie vertrauens­
volle Gespräche mit Bürgern erwiesen. Dazu hält er auch en­
gen Kontakt zu den verschiedenen anderen gesellschaftlichen 
Kräften. Regelmäßig werden zwischen der Wohnparteiorgani- 
sation der SED, dem Wohnbezirksausschuß und dem Aktiv 
für Ordnung und Sicherheit beim Wohnbezirksausschuß der 
Nationalen Front, dem Abschnittsbevollmächtigten und an­
deren Kräften auch die Maßnahmen abgestimmt, die für die 
Verbesserung von Ordnung und Sauberkeit grundlegend sind.

Auf der Konferenz wurde deutlich, daß es sich positiv für 
die gesamte Arbeit auswirkt, wenn die Verantwortungsbe­
reiche der Stadtbereichsinspektoren mit denen der Abschnitts­
bevollmächtigten identisch sind. Drei Wohnbezirke des Ver­
antwortungsbereichs konnten inzwischen für hohe Ordnung 
und Sicherheit ausgezeichnet werden.

Ähnlich vollzieht sich das Zusammenwirken bei der vor­
beugenden Arbeit auf dem Gebiet des Brandschutzes. Darüber 
berichtete z. B. der Leiter der freiwilligen Feuerwehr aus 
Walsleben (Kreis Neuruppin). Mit ihrem aktiven Wirken bei 
den jährlichen Kontrollen in Wohnstätten gehören die Mit­
glieder dieser freiwilligen Feuerwehr zu den rund 17 000 An­
gehörigen der örtlichen und betrieblichen freiwilligen Feuer­
wehren des Bezirks, die gemeinsam mit Abgeordneten, Ver­
tretern staatlicher Organe und gesellschaftlicher Organisatio­
nen im vergangenen Winterhalbjahr 192 000 Wohnungen (das 
sind 45 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes des Be­
zirks) überprüften.

Der Vorsitzende der ABI-Betriebskommission im VEB 
Chemiefaserwerk Premnitz (Kreis Rathenow) machte insbe­
sondere den unmittelbaren Zusammenhang von Ökonomie 
und Ordnung und Sicherheit deutlich. Beispielhaft erläuterte 
er das konsequente Eingreifen der Volkskontrolleure im In­
teresse der Durchsetzung der Gesetzlichkeit. Die ABI-Kontrol- 
leure des Chemiefaserwerkes beschränken sich nicht auf die 
Feststellung von Einzelheiten, sondern analysieren die Ur­
sachen von Mißständen oder Gesetzesverletzungen und schla­
gen den zuständigen Leitern komplexe Maßnahmen zur Ver­
änderung vor.

Zu einem Höhepunkt der Konferenz gestaltete sich die 
Auszeichnung verdienter Konferenzteilnehmer. So verlieh der 
Chef der BDVP Medaillen für Verdienste im Brandschutz, der 
Direktor des Bezirksgerichts Ehrennadeln der Organe der 
Rechtspflege und der Sekretär des Bezirksausschusses der Na­
tionalen Front Ehrennadeln der Nationalen Front; der Rat 
des Bezirks zeichnete Aktivisten aus.

In abschließenden Bemerkungen würdigte der Leiter der 
Abt. Staats- und Rechtsfragen der Bezirksleitung der SED 
■die Form der Zusammenführung von Vertretern aller gesell­
schaftlichen Kräfte, die sich mit großem Elan und erfolgreich 
für die Durchsetzung des sozialistischen Rechts und für die 
stete Festigung der Staats- und Rechtsordnung der DDR ein­
setzen. Er kennzeichnete diesen Erfahrungsaustausch als un-


